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Der Lippeverband hat mit Datum vom 22.03.2022 eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß 

§§ 8, 10 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 

für die Entnahme von Grundwasser und Einleitung in ein Gewässer (hier: Weierbach) 

beantragt. Zweck der Gewässerbenutzungen ist eine temporäre (bauzeitliche) Wasserhaltung 

für den Umbau einer Abwasseranlage (hier: Umbau der Kläranlage Marl- West, Az.: 500-

0894284/0037.U). Die Gewässerbenutzung wird für eine Gesamtentnahmemenge von 

341.000 m³ über eine Dauer von rund 14 Monaten beantragt. 

Nach § 7 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1, Nr. 13.3.3 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) 

ist für eine jährliche Grundwasserentnahme von größer 100.000 m³ bis weniger als 10.000.000 

m³, eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Im Rahmen der allgemeinen 

Vorprüfung ist unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien zu 

untersuchen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben 

kann und damit eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

besteht.  

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls kommt zu dem Ergebnis, dass keine erheblichen 

negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Weiter wurde nach Prüfung festgestellt, 

dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in Anlage 3 UVPG 

genannten Kriterien zu besorgen sind. Durch die Gewässerbenutzung werden lokal 

vorhandene Schutzgüter nicht oder nur geringfügig beeinträchtigt. Ergebnis der Prüfung ist 

daher, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Im Auftrag 

gez. Hemker 


